
Aktenzeichen:

__11_51.195155.
Verkündet

am 150 Oktober 1959

l m N a m e n d e s V o l k e 8

In Sachen

Klägers und Revisionsklägers9

g e g e n
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Beklagte und Revisionsbeklagte9

hat der 110 Senat des Bundessozialgerichts

auf die mündliche Verhandlung vom 15„ Oktober 1959

an der mitgewirkt haben

5enatspräeident Drj H a u e i s e n

,
als Vorsitzender,

Bundesrichterin Dro Sch w a r z und

Bundesrichter S o n n e n b e r g
'

als weitere Berufsrichtery

Bundessozialrichter G o t s c h und
Bundessozialrichter H a b b e

‘ als ehrenamtliche Beisitzer?

für Recht erkannt:'

Die Revision gegen das Urteil des Bayerischen Len—
dessozialgerichts vom 15„ Oktober 1957 wird als un

zulässig verworfen9 soweit das Urteil die Aufhe—

bung des Bescheids vom l9„ Oktober 1949 betrifft;

im übrigen wird das Urteil des Lahdessozialge—

richte aufgehoben und die Suche zur erneuten Ver—

handlung und Entscheidung an das Landessozialge—

richt zurückverwiesen„

' Von Rechte Wegeno
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I

Durch Bescheid vom 19° Oktober 1949 erkannte die Landesver—

sicherungsanstalt (LVAO) Oberfranken und Mittelfranken — Abto

Körperbeschädigte Nürnberg
— beim Kläger als Folgen von schä—

digenden Einwirkungen im Sinne von 5 1 Absol des (Bayerischen)
Körperbeschädigten—Leistungsgesetzes (KBLG) im Sinne der Ent—

stehung an:

"lo Zustand nach Hirnquetschung und epileptischen
Anfällen im Sinne vom Jackson—Typ‚

23 Hirnleistungsschwäche‚

3c Innenohrechädigung beiderseits?

4c Fehlen des End— und Mittelgliedes des 20 und 30

Fingers rechts mit mangelnden Faustschluß und

Durchblutungsstörungeno"

Dem Kläger wurde vom 13 Februar 1947 an Rente nach einer Min—

derung der Erwerbsfähigkeit (MdEo) um 70 voH„ bewilligt; der

Bescheid stützte sich im wesentlichen auf ein Gutachten des

Staatlichen Vereehrtenkrankenhauses am Tegernsee vom 60 Okto—

ber 1949 (Nervenarzt Dro Boxxxxx)o Im November 1950 wurden die

alten Vereorgungsakten des Wehrmaätfürsorge— und Versorgungs—

amts Nürnberg aufgefunden, nach dem Inhalt dieser Akten hielt

der ärztliche Dienst eine erneute Prüfung für erforderliche

Darauf wurde der Kläger vom 70 bis 11„ September 1951 in der

Universitäts—Nervenklinik Erlangen.beobachtet und untersuchto

Auf Grund dieses Gutachtens (Dr° Boxxxx und Dr. B°xxxxxxxxxx)

erließ das Vereorgungsamt (Versorng) Nürnberg am 7() Juni 1952

einen Bescheid nach Arto 30 Abs° 4 Satz 1 KBLG in Verbindung

mit 5 84 Abs° 5 des Bundesversorgungegesetzes (BVG); darin wur—
de der Bescheid vom 190 Oktober 1949 aufgehoben, als Schädi—

gungsfolgen murden nur noch festgestelltz" Fehlen der Endglie—

der von Zeige— und Mittelfinger der rechten Hand mit Beugung„—

behindcrung der otümpfe und Einschränkung des Faustschlusses

nach Unfallverletzung"„ hervorgerufen durch Schädigungseinwir-

kungen im Sinne des Art„ 1 Abs° 1 KBLG; vom 19 Februar 1947
n
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an wurde dem Kläger Rente nach einer MdE„ um 30 VCHo bewilligto Zur

Begründung wurde ausgeführt? Folgen einer Hirnverletzung seien in

dem Bescheid vom 190 Oktober 1949 nur deshalb als Schädigungsfolgen

anerkannt werden, weil der Kläger falsche Angaben gemacht habe? die

"Anerkennung" habe der 5ech— und Rechtslage nicht entsprochen und
müsse berichtigt werden; in einem besonderen Abschnitt des Bescheids

wurde die Rente vom 1„ Februar 1947 an nach einer HdE„ um 50 v‚H—

neu berechnet9 des VersorgAc kam zu dem Ergebnis‚ der Kläger habe

in der Zeit vom 1„ Februar 1947 bis 50„ deptember 1950 den Betrag

von 1„245,76 DM zuviel empfangen9 dieser Betrag werde zusammen mit

den Bez'iigen9 die der Kläger nach dem BVG zu beanspruchen habe9 ver—
rechneto Durch einen weiteren Bescheid vom 70 Juni 1952 (Umanerken—

nung) wurden die Leiden des Klägers mit der gleichen Bezeichnung

nach dem BVG als Schädigungsfolgen festgestellt, vom 1» Oktober

1950 an wurde Rente ebenfalls nach einer MdEo um 50 v„HÜ gewährt;
in diesem Bescheid wurde festgestellt? der Kläger habe vom ln Okto—

ber 1950 bis 51\ Juli 1952 weitere 131920 DM zu Unrecht erhalten;

vom 10 August 1952 an werde die laufende Rente9 die nach dem BVG

159-— DM monatlich betrage9 einbehelten, bis die insgesamt überzohl—

ten 103759—— DM gedeckt seien„ Der Kläger legte Berufung beim Ober—

versicherungsemt (OVAO) Nürnberg ein? in der mündlichen Verhandlung

am 24„ November 1955 beantragte er die Aufhebung der »escheide des

VersorgA„ vom 70 Juni 1952‚ vorsorglich die "Inausgabebelassung"

des Betrages von 1„575‚_— DMC Durch Urteil vom 240 November 1955

hob das OVAO die Bescheide vom 70 Juni 1952 auf? im wesentlichen

mit der Begründung;? es sei nicht zweifelsfrei unrichtig9 daß der

Kläger während des Wehrdienstes eine Kopfverletzung mit Hirnquet-
schung erlitten habe9 der Bescheid vom 190 Oktober 1949 sei daher

nicht zweifelsfrei unrichtig gewesen‚ die Voraussetzungen? unter

denen nach Arte 30 Abso 4 KBLG dieser Bescheid habe aufgehoben wer—

den können9 lägen daher nicht voro Nach dem Inkrafttreten des So—

zialgerichtsgesetzes (SGG) legte der Beklagte beim bayerischen Lan—

dessozielgericht (LSGO) Berufung ein° Das LSGO hob durch Urteil

vom 150 Oktober 1957 das Urteil des OVAO auf und wies die Klage

gegen die beiden Bescheide vom 70 Juni 1952 a ; es kam nach einge—

hender Würdigung aller ärztlichen Gutachten und Bescheinigungen?

der Angaben des Klägers und besonders des“lnhalts der alten Ver—

„ A „
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sorgungsakten zu dem Ergebnis, es könne mit einer jeden Zweifel

ausschliessenden Sicherheit gesagt werden9 daß der Kläger weder

1943 noch später während des Wehrdienstes ein ernsthaftes Schä—

del—Hirntrauma erlitten habe, deshalb seien auch die Folgen ei—

nes solchen angeblichen Traumas zu Unrecht als Schädigungsfol—

gen anerkannt worden, die Bescheide vom 7„ Juni 1952 seien im Er—

gebnis richtig gewesen Das Urteil vurde dem Kläger am 2 Januar

1958 zugestellt Am 29 Januar 1958 legte der Kläger Revis °ion

ein9 er beantragte? für Recht zu erkennen;

10 Das Urteil des Beayerischen LSG vom 15„ Oktober 1957

wird aufgehoben9

20 die Berufung des Beklagten gegen das Urteil des OVAÜ Nürn—
berg vom 240 November 1953 wird zurückgewiesen9

3c der Beklagte hat die Kosten des Verfahrens zu tragen„

Hilfsweise beantragte er?

die Sache zur erneuten Verhandlung und Entscheidung an
das LSG° zurückzuverweisenc

Am 20 April 1958 — die Revisionsbegründungsfrist war bis zu die—

sem Tage verlängert werden - begründete der Kläger die Revision:
Das Urteil des LSGO leide an Mängeln des Verfahrens„ Das LSGo

habe gegen @ 157 SGG oder gegen 5 202 SGG in Verbindung mit

5 537 der Zivilprozeßordnung (ZPO) verstoßen der Kläger
habe hilfsweise beantragt gehabt, die Rückzahlungsanordnung auf—

zuheben9 da das LSGo das Urteil des OVAO aufgehoben habe, habe

es über diesen Antrag entscheiden müssen9 dies sei nicht gesche—

hen„ Das LSGChabe ferner auch gegen 5 75 SGGverstoßen; es ha—
be die Bundesrepublik Deutschland9 die nach dem Urteil des So—

zialgerichts (SGD) neben dem Freistaat Bayern Beklagte gewesen
sei? auch ohne Antrag nach 5 75 Abs„ 2 SGG beiladen oder nach
5 62 Abs° 2 ZPO zum Verfahren zuziehen müssen} schließlich habe

das LSG° auch gegen @@103‚ 128 SGG verstoßeno Auf diesen Ver—

fahrensmängeln beruhe das Urteil des LSGD, die Revision sei da—

her statthaft nach 5 162 Absol Nro 2 SGG; sie sei auch begründet9

die Voraussetzungen? unter denen der Bescheid vom l9c Oktober

1949 hätte aufgehoben werden dürfen: lägen nicht vorc

Der Beklagte beantragte;

die Revision als unzulässig zu ververfeno
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10 Gegenstand des Verfahrens vor dem LSGC sind die beiden Bescheide

vom 70 Juni 1952 gewesen_ Der Bescheid vom 7„ Juni 19529 der

auf Arto 50 Abso 4 KBLG gestützt ist‚ enthält mehrere "Regelun—

gen" oder"Verfügungssätze"„ Das VersorgAc hat darin den Bescheid

vom 190 Oktober 1949 aufgehoben, es hat weiter festgestellt;

welche Sehädigungsfolgen nach seiner Meinung beim Kläger vor—

liegen und welche Rente dem Kläger zu gewähren ist; es hat so—

dann festgestellt7 der Kläger habe vom 1„ Februar 1947 bis

BOQ März 1950 den Betrag von 1243976 DM zu Unrecht erhalten und

es hat schließlich verfügt9 dieser Betrag werde mit den Versor—

gungsbezügen9 die der Kläger nach dem BVG zu beanspruchen habe9

verrechnet; es hat also den Betrag von 1245976 DM zurückgefor—

dert„ Auch der zweite Bescheid vom 70 Juni 1952 (Umanerkennung)

enthält die Feststellung der Schädigungsfolgen nach dem BVG‚

die Feststellung der Rente, die Feststellung des Betrages, den

der Kläger nach der Ansicht des VersorgAc in der Zeit vom
10 Oktober 1950 bis 310 Juli 1952 zu Unrecht erha ten hat? und.

die Verfügung, daß auch dieser Betrag in Höhe von weiteren

151920 DM zurückgefordert werde„ Der Kläger hat im Verfahren

vor dem OVAO in erster Linie beantragt? die Bescheide vom

7„ Juni 1952 aufzuheben, hilfsweise hat er beantragt? den Be—

trag von 1575,—— DM "in Ausgabe zu belassen"$ dieser Antrag

ist nach dem Zusammenhang, in dem er gestellt werden ist, da—

hin zu verstehen? das OVAOmöge‚ falls es die Aufhebung des
Bescheids vom 190 Oktober 1949 für rechtmäßig halte‚ die Be—

scheide vom 7? Juni 1952 insofern aufheben, als damit der

Betrag von 1575;—— DM zurückgefordert werde( Der Kläger hat
hiernach zwei verschiedene Ansprüche geltend gemacht9 wenn—

gleich beide Ansprüche auf demselben Tatbestand9 nämlich der
Aufhebung des Bescheids vom l9f Oktober 1949 beruheno Eine

solche Anspruchshäufung ist nach 5 56 SGG zulässig5 sie ist

es auch dann9 wenn über den Hilfsanspruch — hier den Anspruch

auf Aufhebung des Rückforderungsbescheids
— nur zu entschei-

den ist? falls dem Hauptanspruch — hier dem Anspruch auf Auf—

hebung der Bescheide vom 79 Juni 1952 — nicht in vollem Um—

fang stattgegeben wird (Baumbach—Lauterbach, ZPOO‚25„ Aufla9

—6—
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Anmo2 C u„ D zu 5 260 ZPO; Rosenberg, Lehrbuch des Deutschen

Zivilprozeßrechts, 70 Aufl„, 5 61 IV SC 275; BSG06 So 11 ffo
1137)0 Das OVA° hat über den Hilfsanspruch nicht zu entschei—
den gehabt9 weil es dem Hauptanspruch stattgegeben hat„ Da

der Beklagte mit der Berufung das Urteil des OVA° angefoch—

ten hat9 sind Gegenstand des Verfahrens beim LSGO jedoch wie—

der beide Ansprüche gewesen (5 157 SGG; Baumbach—Lauterbach

aoa„oc‚ Anmo 1 C zu 5 537 ZPO)„ Das LSG„ hat auch über beide
Ansprüche entschieden‚ es hat die Klage in vollem Umfangs ab—

gewiesen‚ also auch das Begehren, die Bescheide vom 7° Juni

1952 aufzuheben? soweit sie die Rückforderung betreffeno Da

das Urteil des L5Go verschiedene prozessuale Ansprüche be—

trifft9 hat der Senat die b‘tatthaftigkeit der Revision für

jeden Anspruch gesondert zu prüfen (BSG„7 S„ 57 ff„ 158‚5g■70

2osoweit die Revision sich dagegen richtet9 daß das LSG° die
Aufhebung des Beseheids vom 190 Oktober 1949 für rechtmäßig

gehalten hat‚ ist sie nicht statthaft° Das LSG„ hat die Re—

vision nicht zugelassen (5 162 Absol Nr° 1 SGG)Q

Die vom Kläger gerügten Mängel im Verfahren des LSG„ die

die Revision nach 5 162 Absol Nr° 2 3GG statthaft machen

könnten? liegen nicht vor° Das LSG„ hat nicht gegen 5 75
SGGoder gegen @62 Abs° 2 ZPO verstoßen° Nach Art„ 83 des
Grundgesetzes (GG) führen die Länder die Bundesgesetze, also
auch das BVG? als eigene Angelegenheit aus; die Länder sind
daher? soweit es sich um Versorgungsansprüche handelt9 die

richtigen Beklagten° Jenn das OVA„ trotzdem die Bundesrepublik

Deutschland als Beklagten verurteilt hat7 so ist das Urteil

auch gegenüber der Bundesrepublik nach 5 74 SGG in Verbin—

dung mit 5 62 Absol ZPO nicht rechtskräftig geworden, weil
der Freistaat Bayern das Urteil rechtzeitig mit dem Rechts—

mittel der Berufung an das LSG„ angefochten hate Während des
Laufs der Rechtsmittelfrist ist an 10 Januar 1954 das SGG

in Kraft getreteno Nach @ 75 Absol SGG kann das Gericht An—

dere9 deren berechtigte Interessen durch die Entscheidung be—

rührt werden9 beiladen, nach 5 75 Satz 2 SGG ist in Angele—

genheiten der Kriegsopferversorgung (KOV) die Bundesrepublik

auf Antrag beizuladeno Da die Voraussetzungen der notwendigen
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Streitgenossenschaft durch 5 75 Abs\ 2 SGG geregelt sind& folgt

hieraus9 daß nach dem SGG die Bundesrepublik in Angelegenheiten

der KOVO nicht "notwendiger" Streitgenosse im Sinne von 5 62

Abs„l ZPO und des alb auch nicht nach @ 62 Abs° 2 ZPO zum Ver—

fahren zuzuziehen isto Sie ist auch nicht nach 5 75 Aber 2 5GG

beizuladen gewesen9 da sie einen Antrag auf b'eiladung im Ver—

fahren vor dem LSG„ nicht gestellt hatt

Das LSGO hat auch nicht gegen die @@1039 106 SGG verstoßen„
Es hat darüber zu entscheiden gehabt und entschieden? ob der Be_

scheid vom 70 Juni 1952? mit dem der Bescheid vom 19) Oktober

1949 als von Anfang an rechtswidrig aufgehoben werden ist‚ recht—

mäßig gewesen ist„ Für die Frage9 ob ein Verwaltung akt von An—

fang an rechtswidrig ist9 kommt es — anders als bei der Entschei—

dung darüber? ob er deshalb zurückgenommen werden darf — nicht der—

auf an? wie die Behörde die Sach— und Rechtslage bei Erlaß dieses
Verwaltungsakts angesehen hat? sondern darauf‚ wie sie in Jirk—

lichkeit gewesen ist‚ Dabei sind die Erkenntnisse hcranzuziehen‚

die zur Zeit der gerichtlichen Entscheidung vorliegen„ Ein Be—

scheid? in dem ein Leiden als Schädigungsfolge festgestellt und

Rente gewährt werden ist? ist auch dann rechtswidrig? wenn er auf

einer ärztlichen Fehldiagnose beruhto Es kommt nicht darauf an9

ob der Bescheid auf einem "offenbaren Irrtum" beruht9 ob die "Un—

richtigkeit außer jedem Zveifel“ ist oder ob der Bescheid "zwei—

fellos" unrichtig ist (vgl„ Urteil des erkennenden Senats vom
ll„ Juni 1959y ll RV ll88/57)0 Das LSGO hat den Sachverhalt als
ausreichend geklärt ansehen dürfen, um festzustellen? daß der

Bescheid vom l9„ Oktober 1949 von Anfang an rechtswidrig gewe—

sen ist, soweit darin Zustand nach Hirnquetschung mit cpilepti—

schen Anfällen im Sinne vom Jackson-Typ, Hirnleistungsschwäche

und Innenohrschwerhörigkeit anerkannt worden sind„ Es hat alle

in Betracht kommenden Unterlagen beigezogen und alle Indizien9

die für die Feststellung des Sachverhalts bedeutsam sein können?
eingehend gewürdigto Es hat — entgegen der Meinung des Klägers

und des OVA„ — zutreffend darauf abgehoben9 daß es dabei nicht

darauf ankommt? ob in dem Bescheid vom 19„ Oktober 1949 zu Recht

epileptische Anfälle vom Jackson—Typ als Schädigungsfolgen fest—
gestellt worden sind9 sondern daß es dar uf ankommt‚ ob über—

_ 8 _
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haupt der Kläger während des Wehrdienstes ein ernsthaftes Schädel»

Hirntrauma erlitten hat, das die als Schädigungsfolgen anerkann—

ten Leiden hat zur Folge haben könneno Jenn das LSG„ ein solches
Schädel—Hirntrauma — entgegen den Äußerungen verschiedener ärzt—

licher Gutachter‚ vor allem von Pro BoXXXXX — nicht hat feststel«

len können9 so hat es nicht gegen die 55 1039 106 SGG und auch
nicht gegen 5 128 SGG verstoßena Es hat zutreffend darauf abge-

'hoben7 daß Dro GoXXXXXXXXund Dr„ G„xxx und vor allem Dro Byxx

xxxx zu ihren ärztlichen Schlußfolgerungen nur deshalb gekom—

men sind, weil sie die Angaben des Klägers über Zeit9 Art und

Umfang der schädigenden Einwirkungen als wahr unterstellt ha—

ben‚ wobei allerdings auch Dr„ G„xxxxxxxxxund Dr„ G„xxx auf
gewisse Zweifel über Art und Ausmaß der behaupteten Schäden

hingewiesen haben° Die Angaben des Klägers hat das LSGC aber
durch die nachträglich aufgefundenen alten Versorgungsakten

als widerlegt ansehen dürfenc Das LEGO hat die in diesen Akten
enthaltenen Lazarettpapiere und ärztlichen Befunde eingehend

gewürdigt und die eigenen Angaben des Klägers auf ihre Zuver—

lässigkeit und Glaubwürdigkeit geprüft; es hat nicht die Ehe—

frau des Klägers als Zeugin hören müssen? die Ehefrau hat sich

zu den Tatsachen‚ die aus den alten Versorgungsakten ersicht—

lich sind; aus eigener Sachkenntnis nicht äußern könneno wenn

das LSGQ zu dem—Ergebnis gekommen ist? daß die Gutachten vor
allem von Bro G°XXXXKXXä9 Dr„ „xxx und Pro B°XXXKX zu

Fehl—'

diagnosen geführt haben und daß der Bescheid vom 190 Oktober

1949 auf diesen Fehldiagnosen beruht? so hat es hieraus zu
Recht gefolgert, daß dieser Bescheid von Anfang an rechtswidrig

gewesen ist und daß der Bescheid vom 70 Juni 1952? mit dem der

Beklagte diesen Bescheid zurückgenommen und die Schädigungsfol—

gen und die Rente neu festgestellt hat‚ nach den im Zeitpunkt

des Urteils des LSGo vorliegenden Erkenntnissen zutreffend ge—

Wesen ist° Das LSG„ hat sich dann auch nicht9 wie der Kläger

meint9 in den Urteilsgründen noch dazu äußern müssen‚ ob auch
der nach dem BVG ebenfalls am 7a Juni 1952 erlassene Bescheid

(Umanerkennung) die Schädigungsfolgen und die Höhe der Rente

richtig festgestellt hat; insoucit hat der Beklagte nach den

55 853 86 Abs„1 BVG von der Entscheidung über den ursächlichen

_ 9 _
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Zusammenhang in dem nach dem KBLG ergangenen Bescheid vom 7„ Ju—

ni 1952 ausgehen dürfen? er hat auch bezüglich der Höhe der Ren—

te die ärztlichen Befunde der Untersuchung durch Dr, Goxxxx und
Drn ngxxxxxxxxx vom September 1951 zugrundelegen dürfen? es

sind insoweit für die Umanerkennung keine weiteren Erhebungen und

auch keine Rechtsausführungen des LSG„ erforderlich gewesen, ein

Verstoß gegen 5 128 Satz 2 3GG9 den der Kläger gerügt hat„ liegt

auch bezüglich des Umanerkennungsbescheids vom 70 Juni 1952 nicht

VOI‘°

5°Soweit das Urteil des LSGC den Anspruch auf Rückzahlung von 1575,——DM

betrifft? den der Beklagte in den beiden Bescheioen vom 7„ Juni 1952

geltend gemacht hat? ist die Revision statthaft nach @ 162 Absol

Nr„ 2 SGG„ Der Kläger rügt zu Recht? daß das LSG, insoweit gegen
@ 128 Satz 2 SGGverstoßen hat„ Das LSG„ hat zwar nicht? wie der
Kläger meint9 diesen Anspruch übergangen9 es hat die Klage auf

Aufhebung der Bescheide vom 7„ Juni 1952 auch insoweit abgewicsen‚

als der Beklagte in diesen Bescheiden die gezeh’tcn Versorgungs-

leistungen zurückgefordert hat9 es hat aber nicht die Gründe an—

gegeben, die für seine Überzeugung leitend gewesen sind‚ es hat

sich zu diesem Punkt überhaupt nicht geäußertu Insoweit leidet das

Urteil an einem wesentlichen Mangel des Verfahrensc Da die Revi—

sion frist— und formgerecht eingelegt ist? ist sie insoweit zuläs—

sige die ist auch begründeto Das L5G„ hat die Frage, ob der Be—

klagte den Betrag von 15759—— DM hat zurückfordern dürfen9 nach

% 47 des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VeerG) zu prüfen gehabto

Zwar ist das VeerG vom 2„ Januar 1955 am 1„ April 1955 (© 52 VeerG)

in Kraft getreten9 die Bestimmungen in @ 47 Abs„l bis 5 VeerG sind

jedoch9 obwohl sie in einem Verfahrensgcsetz entlalten sind‚ ma—

teriell—rechtliche Vorschriften‚ sie ergreifen als solche alle am
Tage des Inkrafttretens des VeerG anhängigen Rückforderungsfäl—

le (BSGo 5 So 254 ff„; 6 So 11 ff„)„ Nach @ 47 Abs° 5 Satz 1 VeerG

ist dann9 wenn ein Bescheid nach 5 41 oder 42 VeerG "berichtigt"

werden ist9 die Rückforderung der gewährten Leistungen ausgeschlos-

sen‚ dies gilt auch dann‚ wenn die "Berichtigung" auf eine Vor—

schrift gestützt wird, die vor dem Inkrafttreten des VeerG gegol—
ten hate @ 47 Abs„ 5 Satz 1 VeerG gilt jedoch nicht? wenn die

Voraussetzungen des % 47 Abs„5 Satz 2 (Nro 1 und 2) vorliegen„ Die
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Rückforderung ist im vorliegenden Falle sonach nicht ausgeé
schlossen? wenn die Unrichtigkeit des Bescheids vom 19„ Okto—

ber 1949 darauf beruht? daß der Kläger die Tatsachen, die für

diesen Bescheid von wesentlicher Bedeutung gewesen sind? "wis—

sentlich" falsch angegeben oder verschwiegen hat° Hierzu hat

das LSG° zwar festgestellt‚ daß der Kläger "falsche Angaben"

gemacht hat9 daß seine Darstellung der Vorgänge‚ die zu dem

Schädel—Hirntrauma geführt haben müssen; "nicht den_Tatsachen

entspricht"9 daß er "entgegen den objektiven Unterlagen" ein
Trauma behauptet und daß er "weitere Einzelheiten dazu o„„o°

erfunden hat": Das LSGO ist aber andererseits dem Gutachten

der Ärzte gefolgt‚ die den Kläger als einen "neurotischen

Psychopathen" bezeichnet haben9 der bei den Untersuchungen

"massive psychogene ReaktionSformen" demonstriert habe9 und
der an psychogenen Erregungszuständen und Anfällen leideo Die-

se Umstände haben dem LSG„ Anlaß geben müssen? sich damit zu
befassen5 ob die Angaben des Klägers über die schädigenden

Vorgänge9 die zu seinen Leiden geführt haben sollen? in vol—

lem Umfang "wissentlich" falsch gewesen sind oder ob sie auf
seine Psychopathie, seine Neurose und seine "psychologistisohe

Einstellung“ zurückgehen? hierzu hat es erforderlichenfalls

die ärztlichen Gutachter noch hören müssenf Selbst wenn fest-

steht‚ daß die Angaben des Klägers objektiv falsch sind? so
sind sie damit noch nicht notwendig auch in vollem Umfangs

"erfunden"9 doho "wissentlich"p also subjektiv falsch gewe—
seno Insoweit beruht das Urteil des LSG; möglicherweise auf

einer Verletzung von 5 47 Abso 3 VeerGo Das Urteil des LSGO

ist daher aufzuheben° Der Senat kann nicht selbst entschei—

den? da das LSGO zu der Frage, wieweit der Kläger zu "wissent—

lich" falschen Angaben nach seiner abnormen Persönlichkeits—

struktur und seinem geßtigen Zustand in der Lage ist9 nicht

Stellung genommen und daher auch den Sachverhalt insoweit

nicht genügend aufgeklärt hat„ Die Sache ist deshalb insoweit

zur erneuten Verhandlung und Entscheidung an das L5G„ zurück—
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zuverweisen (@ 170 Abs„ 2 Satz 2 SGG)@

4°Die Entsbheidung über die Kosten bleibt dem Schlußurteil vorbe—

halten“
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